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           M I S S H A N D L U N G S V O R W Ü R F E

In der ersten Jahreshälfte 
veröffentlichte der unab-
hängige EBM-Beirat sei-

nen zweiten Jahresbericht 
zum Berichtsjahr 2025. Im 
Mittelpunkt des Berichts 
stand das Vertrauen – eine 
zentrale Voraussetzung für 
das Verhältnis zwischen Po-
lizei und Bevölkerung. Im 
Kapitel „Vertrauen – einan-
der“ wird das hohe Ansehen 
der Polizei in Österreich 
hervorgehoben. Im APA-
OGM-Vertrauensindex be-
legt sie seit Jahren den Spit-
zenplatz.  

Mit einem Saldo von 69 
Prozentpunkten zwischen 
„Habe Vertrauen“ und „Ha-
be kein Vertrauen“ liegt sie 
vor der Volksanwaltschaft 
und dem Rechnungshof. 
Das ist bemerkenswert für 
eine Organisation, deren 
Aufgabe es ist, notfalls mit 
Befehl und Zwang in 
Grund rechte einzugreifen.  

Um dieses Vertrauen zu 
stärken, wurden mit der Er-
mittlungs- und Beschwerde-
stelle Miss handlungsvor-
würfe (EBM) und dem un-
abhängigen EBM-Beirat 
Strukturen geschaffen, die 
nach europäischen Stan-
dards Beschwerden über 
mutmaßliche Menschen-
rechtsverletzungen unab-
hängig untersuchen sollen.  

Diese Standards sind ver-
fassungs- und völkerrecht-
lich verankert. Darüber hin-
aus untersucht die EBM 
Fälle lebensgefährdenden 
Waffengebrauchs und un-
verhältnismäßigen Zwangs-
mitteleinsatzes. 

 
Ziel der EBM ist es, Vor-

würfe objektiv, nachvoll-
ziehbar und transparent zu 
untersuchen. Dabei werden 
sowohl belastende als auch 

entlastende Umstände um-
fassend erhoben. Auf dieser 
Grundlage erhalten jene 
Stellen, die über den jewei-
ligen Fall entscheiden – ins-
besondere Gerichte oder 
Disziplinarbehörden der Po-
lizei – eine unabhängige 
und sachliche Entschei-
dungsbasis. 

Darauf müssen alle Be-
teiligten und Betroffenen 
ebenso vertrauen können 
wie die Öffentlichkeit. Die 
Ermittlungen dienen keiner 
Seite, sondern ausschließ-
lich der objektiven Klärung 
des Sachverhalts. Je nach 
Ergebnis können sie die Po-
sition der einen oder der an-
deren am Verfahren betei-
ligten Person stützen. 

Der Beirat betont, dass 
sich der Erfolg der EBM 
nicht an der Zahl der Sank-
tionen messen lässt, die Ge-
richte oder Disziplinar-
behörden in weiterer Folge 
verhängen. Entscheidend ist 
vielmehr, ob alle Beteiligten 
und die Öffentlichkeit auf 
objektive, unabhängige Er-
mittlungen vertrauen kön-
nen. Damit leistet die EBM 
den ihr gesetzlich übertra-
genen Beitrag zur Stärkung 

des Vertrauens in Polizei 
und innere Sicherheit. 

 
Dem unabhängigen EBM-

Beirat kommt im Rahmen 
seiner gesetzlichen Aufgabe 
der „begleitenden struktu-
rellen Kontrolle“ eine Dop-
pelrolle zu: Er berät die 
EBM und das Bundesminis -
terium für Inneres (BMI) 
und überprüft zugleich  die 
Organisations- und Arbeits-
strukturen der EBM.  

 
Empfehlungen. Das wich -

tigste Instrument ist dabei 
die Empfehlung, von der der 
Beirat gegenüber dem 
Bundesminis ter für Inneres 
2025 zweimal Gebrauch 
machte. Im Berichtsjahr 
2025 standen drei Themen 
im Mittelpunkt der Arbeit 
des EBM-Beirats: 
• der Einsatz von Bodycams 
als objektives Beweismittel 
in Rechtsschutzverfahren 
(Empfehlung Nr 2), 
• Ermittlungen der EBM bei 
Verdacht auf unmenschliche 
oder erniedrigende Behand-
lung außerhalb gerichtlich 
strafbarer Handlungen (Arti-
kel 3 EMRK; § 4 Abs 5 Z 3 
BAK-G; Empfehlung N 3)  

• die Befugnis des EBM-
Beirats zur Einsicht in Un-
terlagen und Aufzeichnun-
gen der EBM (§ 9c Abs 3 
BAK-G). 

 
In seiner Empfehlung Nr 

2 vom 6. Juni 2025 spricht 
sich der EBM-Beirat für den 
weiteren Ausbau des Einsat-
zes von Bodycams aus. Er 
empfiehlt die verpflichtende 
Aktivierung bei Amtshand-
lungen mit Befehls- und 
Zwangsgewalt, die Ein-
führung einer mehrminüti-
gen Vorspeicherungsfunkti-
on (Pre-Recording), das 
Recht Betroffener, eine 
Aufzeichnung auszulösen 
sowie eine Dokumentation 
mit einem Bildausschnitt, 
der das gesamte Einsatzge-
schehen erfasst. 

Die flächendeckende 
Verwendung von Bodycams 
wird vom Beirat begrüßt. 
Bodycam-Aufnahmen stel-
len ein neutrales und objek-
tives Beweismittel dar, er-
leichtern die Nachvollzieh-
barkeit polizeilicher Einsät-
ze und können deeskalie-
rend wirken. Damit leis ten 
sie einen Beitrag zu objekti-
ven Ermittlungen der EBM 
sowie zu einer effizienten 
und rechtsstaatlichen Auf-
gabenerfüllung. 

Sektionschef Dr. Mathias 
Vogl, Leiter der Sektion III 
(Recht) im Bundesministeri-
um für Inneres, bezeichnet 
in seinem Geleitwort zum 
Jahresbericht Bodycam-
Aufnahmen als essenzielle 
Beweismittel, um den Ab-
lauf polizeilicher Einsätze 
nachvollziehbar zu doku-
mentieren und Ermittlungs-
ergebnisse zu objektivieren. 
Ebenso empfiehlt die Exper-
tinnen- und Expertenkom-
mission Peršmanhof in 

Kontrolle schafft Vertrauen 
 

Vertrauen in Polizei und Rechtsstaat setzt objektive Untersuchungen mutmaßlicher Menschenrechts-
verletzungen voraus. Der zweite Jahresbericht des unabhängigen EBM-Beirats zeigt Empfehlungen zur 

Weiterentwicklung der Ermittlungs- und Beschwerdestelle Misshandlungsvorwürfe. 

Bodycams können Amtshandlungen nachvollziehbar doku-
mentieren und als objektives Beweismittel zur Aufklärung 
von Vorwürfen beitragen



ihrem Bericht vom Oktober 
2025, den Einsatz von Bo-
dycams weiter auszubauen. 
Das BMI hat diese Empfeh-
lung bereits aufgegriffen. 

 
Die Empfehlung Nr  3 

vom 21. Oktober 2025 be-
fasst sich mit der Untersu-
chung von Misshandlungs-
vorwürfen, insbesondere 
solcher unterhalb der Straf-
rechtsschwelle. Dabei han-
delt es sich um Vorwürfe, 
die zwar keine strafrechtli-
che Relevanz entfalten, aber 
eine unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung im 
Sinne des Artikels 3 der Eu-
ropäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) und 
des § 4 Abs 5 Z 3 BAK-G 
darstellen können. 

Ausgehend von den eu-
ropäischen Standards emp-
fiehlt der EBM-Beirat, dass 
alle Misshandlungsvorwürfe 
unabhängig, gründlich, 
rasch und fachkundig unter-
sucht werden, ebenso unter 

Einbeziehung der Betroffe-
nen und mit einem ausrei-
chenden Maß an öffentli-
cher Kontrolle. Die Betrof-
fenen sollen in das Verfah-
ren einbezogen und ein an-
gemessenes Maß an öffent-
licher Kontrolle sicherge-
stellt werden.  

Die EBM soll diese Er-
mittlungen auch dann voll-
ständig fortführen, wenn die 
Staatsanwaltschaft von der 
Einleitung eines Strafver-
fahrens absieht oder ein sol-
ches einstellt. 

Darüber hinaus hält der 
Beirat eine eigenständige 
rechtliche Grundlage für die 
Verfolgung von Misshand-
lungsvorwürfen unterhalb 
der Strafrechtsschwelle für 
erforderlich.  

Er ersucht den Bundes-
minister für Inneres, über 
geplante Maßnahmen zu in-
formieren und den Beirat in 
die Ausarbeitung entspre-
chender gesetzlicher Rege-
lungen einzubinden. 

Dazu passt der Hinweis 
von Sektionschef Mathias 
Vogl in seinem Geleitwort, 
dass der EBM-Beirat mit 
seinen Empfehlungen nicht 
nur die geltende Rechtslage 
bewertet, sondern auch 
rechtspolitischen Hand-
lungsbedarf aufzeigt. Damit 
leistet der Beirat einen 
wichtigen Beitrag zur Wei-
terentwicklung der Rechts-
ordnung und zur rechtsstaat-
lichen Kontrolle der Aus -
übung des staatlichen Ge-
waltmonopols durch die Si-
cherheitsexekutive. 

Artikel 3 EMRK findet 
im Jahresbericht auch an an-
derer Stelle Niederschlag. 
Unter der Überschrift „Poli-
zeiarbeit und Menschenwür-
de: Die vielfältigen Facetten 
von Artikel 3 EMRK im Zu-
sammenhang mit der Er-
mittlung von Misshand-
lungsvorwürfen“ beleuchtet 
Dr. Robert Kramer vom  
Ins titut für Menschenrechte 
an der Universität Salzburg 

in einem ausführlichen und 
lesenswerten Beitrag die 
Bedeutung dieser Bestim-
mung für die tägliche Poli-
zeiarbeit. 

 
Menschenrechtsschutz-

organisation. Das BMI ver-
steht sich als Menschen-
rechtsschutzorganisation. 
Durch die konsequente Ver-
mittlung und den Schutz der 
Grund- und Menschenrechte 
soll die Würde des Men-
schen in allen Aufgabenbe-
reichen gewahrt werden.  

Auf seiner Website be-
zeichnet sich das BMI als 
größte Menschenrechts-
schutzorganisation Öster-
reichs und bekennt sich da-
zu, Grund- und Menschen-
rechte als Querschnittsmate-
rie in sämtlichen Hand-
lungsfeldern zu verwirkli-
chen. Dieses Selbstverständ-
nis findet sich auch im Ver-
haltenskodex des BMI „Un-
sere Werte. Unsere Wege.“ 
(2021) sowie in der „Teil-
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strategie innere Sicherheit“ 
(2015). 

Zur Akteneinsicht weist 
der unabhängige EBM-Bei-
rat bei Staatsanwaltschaften 
darauf hin, dass das BAK-G 
seiner Einsichtsmöglichkeit 
eine zentrale Bedeutung für 
die Erfüllung seiner Aufga-
ben in der Qualitätskontrolle 
und Qualitätssicherung bei-
misst. Der Beirat beurteilt 
nach seinen gesetzlichen 
Aufgaben insbesondere 
strukturelle Aspekte wie Ar-
beitsabläufe, Personalaus-
stattung und Ausbildung. Er 
überprüft nicht die rechtli-
che Beurteilung einzelner 
Vorwürfe, sondern analy-
siert, wo organisatorische 
Verbesserungen möglich 
sind.  

Dafür ist es unerlässlich, 
auch Fallbearbeitungen in 
die Beratungen einzubezie-
hen. Ob organisatorische 
Abläufe wirksame Ermitt-
lungen ermöglichen, lässt 
sich nur anhand von Sach-
verhalten beurteilen. Um 
seiner Aufgabe der struktu-
rellen Kontrolle und Bera-
tung gerecht zu werden, 
muss der Beirat daher ein-
zelne Verfahren nachvoll-
ziehen und bewerten kön-
nen. 

Dabei verbindet der 
EBM-Beirat das multipro-
fessionelle Fachwissen sei-
ner Mitglieder mit den Er-
kenntnissen aus den Ermitt-
lungen der EBM. So kön-
nen wiederkehrende Muster 
erkannt und Vorschläge für 
strukturelle Verbesserungen 
abgeleitet werden. 

2025 war die strukturelle 
Kontroll- und Beratungs -
tätigkeit des unabhängigen 
EBM-Beirats darauf ausge-
richtet, die Wirksamkeit der 
EBM auf Grundlage der 
verfassungs- und völker-
rechtlichen Vorgaben wei-
ter zu stärken sowie Ver-
besserungen aufzuzeigen 
und anzuregen. Dazu gehört 
auch die Sicherstellung je-
ner Kontrollinstrumente 
und Kontrollmöglichkeiten, 

die dem Beirat gesetzlich 
eingeräumt sind. Diese wir-
kungsorientierte Perspekti-
ve wird auch die künftige 
Tätigkeit des EBM-Beirats 
prägen. 

Beim 20. Rechtsschutz-
tag am 7. November 2025 
im BMI wurde betont, dass 
Rechtsstaatlichkeit ein dy-
namischer Prozess ist, der 
die kontinuierliche Lernbe-
reitschaft staatlicher Institu-
tionen voraussetzt.  

 
Vorbildcharakter. Vor 

diesem Hintergrund richtete 
der EBM-Beirat im März 
2026 seine Empfehlung Nr. 
4 „Erfahrungen der EBM 
verstärkt als Beitrag zur 
Prävention nutzen“ an den 
Bundesminister für Inneres. 
Ziel ist es, die Erkenntnisse 
aus den Ermittlungen der 
EBM stärker für Präventi-
on, Aus- und Fortbildung 
sowie das institutionelle 
Lernen im gesamten Res-
sort zu nutzen. Ermittlungs-
ergebnisse dienen damit 
nicht nur Gerichten oder 
Disziplinarbehörden, son-
dern fließen in die Weiter-
entwicklung der Polizeiar-
beit ein. Das Modell aus 
EBM und unabhängigem 

EBM-Beirat hat Vor-
bildcharakter. Bereits nach 
zwei Jahren hat sich die 
EBM als unabhängige Er-
mittlungsstelle etabliert. 
Die Zahl der Beschwerden 
lag schon 2024 deutlich 
über den ursprünglichen Er-
wartungen und blieb mit 
535 Eingaben auch 2025 
auf hohem Niveau.  

Darunter sind Ermittlun-
gen zu lebensgefährdendem 
Waffengebrauch. Die anhal-
tend hohe Zahl zeigt, dass 
die Stelle in Anspruch ge-
nommen und zunehmend 
als objektive Instanz wahr-
genommen wird.  

Das BMI setzt sich mit 
den Empfehlungen des Bei-
rats auseinander und hat be-
reits Schritte zu deren Um-
setzung eingeleitet. Zu-
gleich bleibt eine ausrei-
chende personelle Ausstat-
tung der EBM eine wesent-
liche Voraussetzung für ih-
re wirksame Aufgabenerfül-
lung. Das bereits in Emp-
fehlung Nr 1 (2024) aufge-
zeigte Erfordernis ausrei-
chender Personalressourcen 
ist daher weiterhin aktuell. 

Mit der Einrichtung von 
EBM und EBM-Beirat hat 
der Gesetzgeber ein Instru-

ment geschaffen, das maß-
geblich zur Umsetzung der 
im Verfassungs- und Völ-
kerrecht verankerten men-
schenrechtlichen Standards 
beiträgt und den Schutz der 
rechtsstaatlich-demokrati-
schen Grundordnung stärkt. 
Auf Grundlage ihres gesetz-
lichen Auftrags leisten 
EBM und EBM-Beirat ei-
nen wichtigen Beitrag zur 
inneren Sicherheit Öster-
reichs. Voraussetzung dafür 
bleibt ein von gegenseitiger 
Wertschätzung geprägtes 
Zusammenwirken aller Be-
teiligten. 

 
Weitere Informationen. 

Informationen zum unabhän-
gigen EBM-
Beirat sind 
auf der Web-
site des Bun-
desministeri-

ums für Inneres abrufbar 
(www.bmi.gv.at) oder über 
den QR-Code.  

      Meinrad Handstanger 
Der Autor, Hon.-Prof. 

Dr. Meinrad Handstanger, 
ist Vorsitzender des unab-
hängigen EBM-Beirats im 
BMI und Experte für Ver-
fassungs-, Verwaltungs- und 
Sicherheitsrecht.
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Der zweite Jahresbericht des unabhängigen EBM-Beirats enthält Empfehlungen zur Weiter -
entwicklung der EBM. Sitz der Dienststelle ist die Meidlinger Kaserne in Wien


